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 An die
 landwirtschaftlichen Alterskassen

Die Auffassung der beklagten landwirtschaftlichen Alterskasse bestätigend, hält
das Bundessozialgericht - wie seinem ausführlich begründeten Urteil vom 23.
Oktober 1996, Az. 4 RLw 7/96, zu entnehmen ist - § 50 Abs. 1 und 2 GAL
sowie die inhaltsgleiche Nachfolgeregelung des § 129 Abs. 1 Satz 1 und 2 ALG
auch dann für anwendbar, wenn es sich bei dem benannten „Empfänger“ eines
Altersgeldes bzw. einer Rentenleistung nicht um den landwirtschaftlichen
Unternehmer selbst, sondern um seinen hinterbliebenen Ehegatten handelt.

In diesem Sinne hatte bereits das Sozialgericht Kassel mit Urteil vom 31. Okto-
ber 1994, Az. S 4 Lw 818/94, entschieden, während das Hessische Landesso-
zialgericht ausweislich seines Urteils vom 29. März 1996, Az. L 13 Lw 321/95,
unter Berufung auf die Gesetzesmaterialien zum 1. ASEG (vgl. Bericht des
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung, Bundestagsdrucksache VI/1384,
S. 3) den Anwendungsbereich der Norm einzig auf den Fall begrenzt wissen
wollte, daß ein früherer Landwirt, der einen Nachentrichtungszuschuß i. S. d.
§ 47 GAL in Anspruch genommen hatte, später wieder landwirtschaftlicher Un-
ternehmer wird und aus dieser Tätigkeit erneut einen Altersgeldanspruch er-
wirbt.

Dem Rechtsstreit lag ein Sachverhalt zugrunde, in dem die beklagte landwirt-
schaftliche Alterskasse der Witwe eines landwirtschaftlichen Unternehmers die
Fortzahlung des Witwen-Altersgeldes nach Ablauf des Sterbevierteljahres unter
Anwendung des § 50 Abs. 1 Satz 1 GAL versagt hatte. Die Witwe hatte in der
Vergangenheit von der LAK Zuschüsse i. S. d . § 47 GAL zwecks Nachent-
richtung freiwilliger Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung erhalten und
bezog im Zeitpunkt des Todes ihres Ehemannes ein Altersruhegeld der LVA,
dessen Höhe weit über dem sich ergebenden Betrag des Witwen-Altersgeldes
lag.

Wie das BSG bereits in dem Termin zur mündlichen Verhandlung näher dar-
gestellt hat, erfaßt § 50 Abs. 1 Satz 1 und 2 GAL seinem Wortlaut nach auch
und gerade diese Sachverhaltsgestaltung, da der Gesetzgeber zwischen Al-
tersgeldern aus eigenem und aus abgeleitetem Recht nicht differenziert habe.
In der nunmehr vorliegenden schriftlichen Urteilsbegründung führt das Gericht
näher aus, daß die Entstehungsgeschichte der Regelung, ihr Sinn und Zweck
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sowie der systematische Zusammenhang des Gesetzes das gefundene Er-
gebnis bestätigten. So läge den §§ 47 - 50 GAL die gesetzgeberische Intention
zugrunde, ehemaligen Landwirten die Möglichkeit einzuräumen, nach
Aufnahme einer in der gesetzlichen Rentenversicherung versicherungspflichti-
gen Beschäftigung oder Tätigkeit dort einen umfassenden sozialen Schutz
unter Zuhilfenahme eines Zuschusses zu den nachzuentrichtenden Beiträgen
aufzubauen. Zugleich habe der Gesetzgeber aber Vorsorge gegen einen uner-
wünschten Doppelbezug jeweils weit überwiegend steuerfinanzierter Leistun-
gen - einerseits der hauptsächlich auf dem Nachentrichtungszuschuß beruhen-
den Leistung der gesetzlichen Rentenversicherung, andererseits der Leistung
aus der Alterssicherung der Landwirte - getroffen. In diesem Zusammenhang
sei es Aufgabe des § 50 Abs. 1 Satz 1 GAL, in den Ausnahmefällen einer
denkbaren Mehrfachbegünstigung die nicht gewollte Übersicherung zu verhin-
dern. Von der Zielsetzung der Norm werde dabei auch die streitgegenständli-
che Konstellation erfaßt, da bei vorheriger Mitunternehmereigenschaft der Ehe-
gatten praktisch regelmäßig eine Kumulation von Ansprüchen aus eigenem und
aus abgeleitetem Recht in der Person des überlebenden Ehegatten zu er-
warten sei. Dem allgemein leistungsrechtlichen Aspekt der „einheitlichen Be-
trachtungsweise bei Ehepaaren“ widerspreche aber bereits das Faktum, daß
nach der Systematik des GAL der ehemals nicht beitragspflichtige Mitunter-
nehmer-Ehegatte ohne jede Gegenleistung einen Zuschuß zur Beitrags-
nachentrichtung beanspruchen durfte und ungeachtet der hierdurch erreichten
eigenständigen und umfassenden anderweitigen Sicherung dennoch der an-
dere, ehemals beitragspflichtige (§ 14 Abs. 6 GAL) Ehegatte die volle Leistung
für einen verheirateten Berechtigten aus der landwirtschaftlichen Alterssiche-
rung erhielt. Zwar habe der Gesetzgeber für diesen Fall des Parallelbezugs von
jeweils ungekürzten Renten aus beiden Sicherungssystemen zu Lebzeiten der
Ehegatten „ohne ersichtliche Gründe“ keine Anrechnungsbestimmung ge-
troffen, dies hindere aber nicht, für den Fall des Todes eines der Ehepartner
dem Zusammentreffen von Ansprüchen aus abgeleitetem Recht ohne eigene
Beitragszahlung gegenüber der LAK und eigenem Recht auf der Grundlage u.
a. der bezuschußten Beitragsnachentrichtung gegenüber dem RV-Träger in
einer Person durch Einführung und Anwendung einer konkurrenzrechtlichen
Regelung entgegenzuwirken.

Im Ergebnis müsse somit auch der hinterbliebene Ehegatte eine Kürzung der
ihm aus der landwirtschaftlichen Altershilfe zustehenden Leistung hinnehmen,
woran auch nach Inkrafttreten des ALG festzuhalten sei, da der Gesetzgeber
mit Einführung der Regelung des § 129 Abs. 1 Satz 1 und 2 ALG sowie mit de-
ren Änderung im Rahmen des ASRG-ÄndG den bisherigen Zustand habe auf-
recht erhalten wollen.

Wie das BSG abschließend feststellt, beruhten die hiervon abweichenden
Ausführungen des Hessischen LSG auf einem „unzutreffenden Verständnis von
Funktion und Bedeutung der sog. historischen „(Auslegungs-)Methode“ und auf
Verkennung der „Bedeutung und Tragweite der (nur fragmentarisch) her-
angezogenen Materialien für den konkreten Auslegungszusammenhang.“

Wir bitten um Kenntnisnahme.

In Vertretung Anlage
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gez. Stüwe Auszug aus den Gründen des Urteils
des BSG vom 23.10.1996, Az. 4 RLw 7/96


















